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reußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1923 Nr. 9. 45 


Anl alt: Geſetz über die Genehmigung von Siedlungen nach § 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes, S. 49. — Verordnung über 
halt: Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſezes, S. 54. — Verordnung über Abänderung der Verordnung vom 
27. September 1921, betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen der Bundesratsbekanntmachung vom 2. Auguſt 1917 auf das 
Unterrichtsfach der Heilkunde, S. 55. — Verordnung über die Neuregelung der Dienſtaufſicht und des Kaſſenweſens in der Land⸗ 
jägerei, S. 55. — Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung, ©. 56. 


(Nr. 12450.) Geſetz über die Genehmigung von Siedlungen nach § 1 des Reichsſiedlungsgeſetzes. Vom 
1. März 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


N 9 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes gelten für Anſiedlungen, die in Ausführung des § 1 des 
Reichsſiedlungsgeſetzes vom 11. Auguſt 1919 von den gemeinnützigen provinziellen Siedlungs- 
geſellſchaften oder die unter Mitwirkung der Landeskulturbehörden geſchaffen werden. 


> 


() Wenn außerhalb einer im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft ein Wohnhaus errichtet oder 
ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden ſoll, jo bedarf es einer von der zu- 
ſtändigen Landeskulturbehörde zu erteilenden Anſiedlungsgenehmigung. 

(2) Die Anſiedlungsgenehmigung iſt von dem Siedlungsunternehmer bei dem Kulturamte zu 
beantragen: s f . 

(3) Vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung darf die polizeiliche Bauerlaubnis nicht erteilt 
werden. 8 . | 

9.3. et 

Die Anſiedlungsgenehmigung iſt nicht erforderlich für Wohnhäuſer, die in den Grenzen eines 
nach dem Geſetze, betreffend die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten 
und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 1875 (Gefekfamml. S. 561) feſtgeſtellten Bebauungs- 
plans oder die auf einem bereits bebauten Grundſtück im Zuſammenhange mit bewohnten Gebäuden 


errichtet oder eingerichtet werden ſollen. 
Die Anſiedlungsgenehmigung ift erforderlich, wenn infolge oder zum Zwecke der Umwandlung 
eines Landguts oder eines Teiles eines ſolchen in mehrere ländliche Stellen innerhalb einer 
im Zuſammenhange gebauten Ortſchaft oder in den Fällen des § 3 ein Wohnhaus errichtet oder 
ein vorhandenes Gebäude zum Wohnhaus eingerichtet werden ſoll. 
Geſehſammlung 1923. (Nr, 1245012454) 5 a BEN 37 9 
Ausgegeben zu Berlin den 12. März 1923. 
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5 8 5. 5 

(1) Die Anſiedlungsgenehmigung iſt zu verſagen, wenn nicht nachgewieſen iſt, daß der Platz, 
auf dem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, durch einen jederzeit offenen fahrbaren Weg zugänglich 
oder daß die Beſchaffung eines ſolchen Weges geſichert iſt. Kann nur der letztere Nachweis erbracht 
werden, ſo iſt bei Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung für die Beſchaffung des Weges eine Friſt 
zu beſtimmen, nach deren fruchtloſem Ablaufe das polizeiliche Zwangsverfahren eintritt. 

(2) Von der Bedingung der Fahrbarkeit des Weges kann unter beſonderen Amſtänden ab⸗ 
geſehen werden. b 
5 (3) Auch zur Erhaltung der ununterbrochenen Zugänglichkeit der Anſiedlung iſt die Anwendung 
des polizeilichen Zwangsverfahrens zuläſſig. 

(%) In Moorgegenden iſt die Anſiedlungsgenehmigung zu verſagen, ſolange die Entwäſſerung 
des Bodens, auf dem die Anſiedlung gegründet werden ſoll, nicht geregelt iſt. 


§ 6. 

Die Anſiedlungsgenehmigung kann verſagt werden, wenn gegen die Anſiedlung von dem Eigen- 
tümer, dem Nutzungs- oder Gebrauchsberechtigten oder dem Pächter eines benachbarten Grundſtücks 
oder von dem Vorſteher des Gemeinde- (Guts) Bezirkes, zu welchem das zu beſiedelnde Grundſtück 
gehört, oder von einem der Vorſteher derjenigen Gemeinde- (Guts) Bezirke, an die es grenzt, Einſpruch 
erhoben und der Einſpruch durch Tatſachen begründet wird, die die Annahme rechtfertigen, daß die 
Anſiedlung den Schutz der Nutzungen benachbarter Grundſtücke aus der Land- oder Forſtwirtſchaft, 
aus dem Gartenbau, der Jagd oder der Fiſcherei gefährden werde. a 


(1) Die Anſiedlungsgenehmigung kann ferner verſagt werden, wenn gegen die Anſiedlung von 
dem Beſitzer eines Bergwerkes, welches unter dem zu beſiedelnden Grundſtück oder in deſſen Nähe 
belegen iſt, Einſpruch erhoben und durch Tatſachen begründet wird, welche die Annahme rechtfertigen, 

a) daß durch den Betrieb des Bergwerkes die Oberfläche des zu beſiedelnden Grundſtücks 
in Anſpruch genommen wird oder Beſchädigungen erleiden kann, denen im Intereſſe der 
perſönlichen Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs durch bergpolizeilich anzuordnendes 
Stehenlaſſen von Sicherheitspfeilern vorzubeugen ſein würde, oder 

p) daß die wirtſchaftliche Bedeutung des uneingeſchränkten Abbaues der Mineralien die der 
Anſiedlung überwiegt. a 

(2) Als Bergwerksbeſitzer im Sinne des Abſ. 1 gilt auch der Inhaber einer ſelbſtändigen 
Abbaugerechtigkeit im Sinne des Geſetzes vom 22. Februar 1869 (Geſetzſamml. S. 401) in der 
Faſſung des Artikel 38 des Ausführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuche vom 20. September 1899 
(Geſetzſamml. S. 177) ſowie der Beſitzer eines Kohle führenden Grundſtücks. 


88. 

(1) Der Vorſteher des Kulturamts hat die beteiligten Gemeinde- (Guts⸗ Vorſteher ( § 6) von 
dem Antrag in Kenntnis zu ſetzen. Dieſe haben zu prüfen, ob für ſie Anlaß vorliegt, Einſpruch 
gemäß § 6 zu erheben, wofür die im nächſten Satze vorgeſehene Ausſchlußfriſt gilt. Sie haben 
ferner den Antrag alsbald innerhalb ihrer Gemeinden (Gutsbezirke) auf ortsübliche Art mit dem 
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Bemerken bekanntzumachen, daß gegen den Antrag von den Eigentümern, Nutzungs-, Gebrauchs- 
berechtigten und Pächtern der benachbarten Grundſtücke innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen 
beim Vorſteher des Kulturamts Einſpruch erhoben werde könne, wenn der Einſpruch ſich durch 
Tatſachen der im § 6 bezeichneten Art begründen laſſe. 

e) Kommt das zu beſiedelnde Gelände für Bergbau in Frage, ſo iſt von jedem Antrag auch 
der zuſtändige Bergrevierbeamte in Kenntnis zu ſetzen. Dieſer hat den beteiligten Bergwerksbeſitzern 
eine Mitteilung von dem Antrage zuzuſtellen unter Hinweis auf die Befugnis, innerhalb einer 
Friſt von 21 Tagen vom Tage der Zuſtellung ab Einſpruch auf Grund des § 7 beim Vorſteher 
des Kulturamts zu erheben.“ g 5 

(3) Die Einſprüche find von dem Vorſteher des Kulturamts, nachdem dem Antragſteller und 
den Einſprucherhebenden Gelegenheit zur Außerung gegeben worden iſt, unter Erhebung etwa not- 
wendiger Beweiſe zu prüfen. Wird Einſpruch auf Grund des § 7 erhoben, ſo iſt eine gutachtliche 
Außerung der Bergpolizeibehörde einzuholen. 

§ 9. 

(1) Der Vorſteher des Kulturamts hat den Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (in Stadtkreiſen 
den Gemeindevorftand) und für kirchliche Intereſſen die beteiligten kirchlichen Verbände darüber zu 
hören, ob infolge der Anſiedlung Anlagen im öffentlichen Intereſſe erforderlich erſcheinen oder eine 
Anderung oder Neuordnung der Gemeinde-, Kirchen- oder Schulverhältniſſe in Frage kommt. 
) Wenn nach dem Gutachten des Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (in Stadtkreiſen des Ge⸗ 
meindevorſtandes) und für die kirchlichen Intereſſen nach dem Gutachten der beteiligten kirchlichen, 
Verbände eine Anderung oder Neuordnung der Gemeinde, Kirchen- oder Schulverhältniſſe in Frage 
kommt, jo find die beteiligten Gemeinde- (Guts) Vorſteher hiervon und die Vorſteher der beteiligten 
Kirchengemeinden und Schulverbände (Schulgemeinden, Schulſozietäten uſw.) von dem Antrage in 
Kenntnis zu ſetzen. Sie ſind berechtigt, innerhalb einer Ausſchlußfriſt von 21 Tagen ſeit Zu⸗ 
ſtellung der Mitteilung beim Kulturamte die Feſtſetzung beſonderer Leiſtungen für den Zweck dieſer 
Anderung oder Neuordnung zu beantragen. f i 

| 8 10. | 

(1) Werden Einſprüche auf Grund der §§ 6, 7 und 8 nicht erhoben, find. auch keine An⸗ 
träge auf Feſtſtellung von Leiſtungen gemäß § 9 Abſ. 2 geſtellt und kommt auch keine ſolche 
Leiſtung noch eine Anlage im öffentlichen Intereſſe in Frage, jo iſt der Vorſteher des Kulturamts 
für die Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung zuſtändig. Aus Gründen des § 5 kann er die 
Anſiedlungsgenehmigung verſagen oder von Bedingungen abhängig machen. 8 

(2) Wird die Anſiedlungsgenehmigung verſagt oder nicht ſchlechthin erteilt, fo iſt der Beſcheid 
mit Gründen zu verſehen. i 

6) Der Beſcheid iſt dem Antragſteller und dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (in Stadt⸗ 
kreiſen dem Gemeindevorſtande) ſchriftlich zuzuſtellen. Abſchrift des Beſcheides iſt dem Gemeinde⸗ 
vorſteher (Gutsvorſteher) mitzuteilen. 

. 1 911. i g N 

() In allen anderen Fällen hat der Vorſteher des Kulturamts den Antrag nebſt allen 
Unterlagen dem Präſidenten des Landeskulturamts zur Entjeheidung vorzulegen. Dieſer entſcheidet 
nach Anhörung der Spruchkammer.“ Zu 
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(2) In dringenden Fällen kann der Präſident des Landeskulturamts vor Anhörung der 
Spruchkammer unter Vorbehalt der Feſtſetzung der Leiſtungen für die Anderung oder Neuordnung 
der Gemeinde-, Kirchen⸗ oder Schulverhältniſſe und der Anlagen im öffentlichen Intereſſe entſcheiden. 


a i 8 12. 
(4). Der Präſident des Landeskulturamts fest ſeſt, ob und in welchem Maße der Antrag- 


ſteller zu den Leiſtungen oder zu den Koſten beizutragen hat, die durch die Anderung oder Neu- 


ordnung der Gemeinde-, Schul- und Kirchenverhältniſſe ſowie für Anlagen im öffentlichen Intereſſe 
erforderlich werden. Er iſt dabei an geſtellte Anträge nicht gebunden. b 

() Bei der Feſtſetzung des Beitrags ſind Nachteile und Vorteile zu berückſichtigen, die den 
beteiligten öffentlichen Verbänden (Gemeinden, Gutsbezirke, Kirchen, Schulverband, Schulſozietäten uſw.) 


aus der Anſiedlung und der Anderung oder Neuordnung der öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſe und 


aus den Anlagen im öffentlichen Intereſſe erwachſen. 

(3) Es dürfen dem Antragſteller in der Negel nur einmalige Leiſtungen für die erſtmalige 
Anderung oder Neuordnung der öffentlich rechtlichen Verhältniſſe ſowie für die erſtmalige Aus- 
führung von Anlagen im öffentlichen Intereſſe auferlegt werden. Die Hingabe von Abfindungs⸗ 
kapitalien für laufende Aufwendungen ſoll in der Regel nicht feſtgeſetzt werden. 5 

(% Zur Entlaſtung des Antragſtellers gewährt der Staat Beihilfen, die in der Regel die 


Hälfte der Geſamtkoſten, die durch die Anderung oder Neuordnung der öffentlich rechtlichen Ver⸗ 


hältniſſe und die Anlagen im öffentlichen Intereſſe entſtehen, nicht überſchreiten dürfen. 
5 (5) Die Anſiedlungsgenehmigung kann von dem Nachweiſe, daß die dem Antragſteller aufer- 
legte Leiſtung erfüllt iſt, oder von der Beſtellung einer Sicherheit, die für die Leiſtung haftet, 
abhängig gemacht werden. Macht der Antragſteller von der Anſiedlungsgenehmigung Gebrauch, fo 
iſt er zu der Leiſtung verpflichtet. 

(6) Wird eine Sicherheit geftellt, fo iſt der Präſident des Landeskulturamts zuſtändig für die 
Entſcheidung über Anträge auf gänzliche oder teilweiſe Freigabe der Sicherheit. 


§ 13. 

(1) Der Beſcheid des Präſidenten des Landeskulturamts iſt mit Gründen zu verſehen und 
dem Antragſteller, dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes lin Stadtkreiſen dem Gemeindevorſtand) 
und den beteiligten Gemeinde-, Kirchen- und Schulverbänden zuzuſtellen. 5 

(2) Werden Einſprüche aus § 6 zurückgewieſen, fo iſt der Beſcheid auch denen zuzuſtellen, 
deren Einſpruch zurückgewieſen iſt. 

. $ 14. 

(1) Gegen den Beſcheid des Vorſtehers des Kulturamts ($ 10) ſteht dem Antragſteller binnen 
zwei Wochen nach Zuſtellung die beim Kulturamt einzureichende Beſchwerde an den Präſidenten des 
Landeskulturamts offen. Innerhalb gleicher Friſt können der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes (in 
Stadtkreiſen der Gemeindevorſtand) und für kirchliche Intereſſen die Vertreter der beteiligten kirch⸗ 
lichen Verbände aus Gründen des öffentlichen Intereſſes Beſchwerde erheben. Zur Wahrung der 
Friſt genügt auch die Einreichung der Beſchwerde beim Präſidenten des Landeskulturamts. 

(2) Der Präſident des Landeskulturamts entſcheidet nach Anhörung der Spruchkammer endgültig. 


* 


nene 
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| | 8 18. i f i 

(1) Gegen den in erſter Inſtanz ergehenden Beſcheid des Präſidenten des Landeskulturamts 
($$ 11, 12, 13) ſteht binnen zwei Wochen nach Zuſtellung dem Antragſteller ſowie aus Gründen 
des öffentlichen Intereſſes dem Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes (in Stadtkreiſen dem Gemeinde⸗ 
vorſtand) und für kirchliche Intereſſen den Vertretern der beteiligten kirchlichen Verbände die beim 
Präſidenten des Landeskulturamts einzureichende Beſchwerde an das Oberlandeskulturamt offen. 
Inſoweit Einſprüche zurückgewieſen ſind, ſteht auch denjenigen, die Einſpruch erhoben haben, binnen 
gleicher Friſt die Beſchwerde zu. Zur Wahrung der Friſt genügt die Einreichung der Beſchwerde 
beim Oberlandeskulturamte. 

(2) Wird ein Einſpruch im Falle des § 7 zurückgewieſen aus dem Grunde, weil die Berg⸗ 
polizeibehörde das Stehenlaſſen von Sicherheitspfeilern nicht für notwendig erachtet, fo unterliegt 
der Beſcheid keiner weiteren Anfechtung. 

8 6. 

) Auf den dem Grundeigentümer durch die Verſagung der Anſiedlungsgenehmigung zuge 
fügten Schaden finden, ſofern ſich dieſe Verſagung auf einen Einſpruch aus § 7 dieſes Gefeßes 
ſtützt, die Vorſchriften der 8$ 148 bis 151 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
(Geſetzſamml. S. 705) in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Juli 1902 (Geſetzſamml. S. 255) An- 
wendung. 5 f i | Bene | 

(2) Die Verjährung des Anſpruchs auf Schadenserſatz beginnt mit Ablauf des Tages, an 
welchem der Verſagungsbeſcheid endgültig wird. 

(3) Der Grundſtückseigentümer iſt verpflichtet, auf Verlangen des Bergwerksbeſitzers die Ein⸗ 
tragung eines Vermerkes in das Grundbuch dahin zu bewilligen: 

daß und für welche Grundfläche die Anſiedlungsgenehmigung auf Einſpruch des Berg⸗ 
werksbeſitzers verſagt und welche Entſchädigung gezahlt worden iſt. 


8 SE: 
Das Verfahren zur Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung iſt koſtenfrei. 


$ 18. es 
Wer vor Erteilung der Anſiedlungsgenehmigung mit einer Anſiedlung beginnt, wird mit 
Geldſtrafe bis eintauſendfünfhundert Mark beſtraft. Auch kann die Ortspolizeibehörde die Weiter⸗ 
führung der Anſiedlung verhindern und die Wegſchaffung der errichteten Anlagen auf Koſten des 
Siedlungsunternehmers anordnen. 
§ 19. 
1 Es werden, inſoweit ſie ſich auf die im § 1 erwähnten Anſiedlungen beziehen, außer Kraft 
geſetzt: 

1. Abſchnitt II des Geſetzes vom 25. Auguſt 1876, betreffend die Verteilung der öffent⸗ 
lichen Laſten bei Grundſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in den 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen 
(Geſetzſzamml. S. 405), in der Faſſung des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 (Geſetz⸗ 
8 725 S. 227), ſowie Artikel III des Geſetzes vom 10. Auguſt 1904 (Geſetzſamml. 

5 j g 


5 


2. Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laſten bei Grund 
ſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Hannover, vom 
4. Juli 1887 (Geſetzſamml. S. 324); f 5 | 

„Abſchnitt II des Geſetzes, betreffend die Verteilung der öffentlichen Laften bei Grund- 
ſtücksteilungen und die Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Schleswig-Holſtein, 
vom 13. Juni 1888 (Geſetzſamml. S. 243); f f 

4. das Geſetz, betreffend Gründung neuer Anſiedlungen in der Provinz Heſſen⸗Naſſau, vom 

11. Juni 1890 (Geſetzſamml. S. 173); 5 
5. das Geſetz, betreffend die Gründung neuer Anſiedlungen im Herzogtume Lauenburg, vom 
14. November 1874 (Offizielles Wochenblatt S. 291), 


Ss 


§ 20. 

Dieſes Geſetz tritt zwei Wochen nach der Verkündung in Kraft. Es findet auch Anwendung 
auf ſolche in erſter Inſtanz ſchwebende Verfahren, in denen ein Beſcheid über Leiſtungen des Siedlungs- 
unternehmers (Antragſtellers) zu der Anderung oder Neuordnung der Gemeinde, Kirchen. oder Schul⸗ 
verhältniſſe noch nicht ergangen oder die endgültige Feſtſetzung einem beſonderen Beſcheide vorbe⸗ 
halten iſt. Eine einmal erteilte Genehmigung bleibt unberührt. Verfahren, die in der Beſchwerde⸗ 
oder Berufungsinſtanz ſchweben, ſind nach Maßgabe der bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 


Ei § 21. N 
Dieſes Geſetz findet auf das Gebiet der Stadt Berlin keine Anwendung. 
Der zuſtändige Miniſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. . - 25 
Berlin, den 1. März 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. v. Richter. Wendorff. 


(Nr. 12451.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 13. Februar 1923. 


Das Staatsminifterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in ÜUbereinſtimung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Aus- 


ſchuſſe des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen? 


. Einziger Paragraph. i 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten vom 17. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des Geſetzes vom 21. November 1922 (Geſetzſamml. S. 431) und 


N 


a AR 
der Verordnung über Huderungen des Beamten⸗Dienſteinkommeusgeſetzes vom 31. Jaunar 1923*) wird wie 
folgt geändert: f 

J. Im 8 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 
(2) Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaus⸗ 


haltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig vom 
1. Februar 1923 ab auf 942 vom Hundert feſtgeſetzt. f 


II. Im $ 18 Abſ. 3 wird die Zahl „7 000% durch die Zahl „12 000“ erſetzt. 
III. Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Februar 1923 ab in Kraft. 
Berlin, den 13. Februar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


= In der Gefekfanmkung S. 40 veröffentlicht. 


(Mr. 12452.) Verordnung über Abänderung der Verordnung vom 27. September 1921 (Geſetzſamml. 
S. 516), betreffend die Ausdehnung der Beſtimmungen der Bundesratsbekanntmachung 
vom 2. Auguſt 1917 (eichsgeſetzbl. S. 683) auf das Unterrichtsfach der Heilkunde. 
Vom 22. Februar 1923. i Br 

Einziger Artikel. 
Der Artikel 2 Satz 1 der Verordnung vom 27. September 1921 (Geſetzſamml. S. 516) erhält 
folgende Faſſung: 

a Die Erlaubnis iſt von dem Regierungspräſidenten, in Berlin von dem Provinzialſchul⸗ 

kollegium, zu erteilen. ö 
Berlin, den 22. Februar 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
5 Boelitz. 
Der Preußische Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Im Auftrage: 


Gottſtein. 


(Nr. 12453.) Verordnung über die Neuregelung der Dienſtaufſicht und des Kaſſenweſens in der Land⸗ 
jägerei. Vom 9. März 1923. 


Die Verordnung über die anderweite Organiſation der Gendarmerie vom 30. Dezember 1820 (Geſetz⸗ 
ſamml. 1821 S. ), die Dienftinftruktion für die Gendarmerie vom 30. Dezember 1820 (Geſetzſamml. 1821 
S. 10), die Verordnung, betreffend die Organiſation der Landgendarmerie in den neuerworbenen Landes: 


Satzung. 


BE 


teilen vom 23. Mai 1867 (Gefekfamml, S. 777) und die Dienſtinſtruktion für die Gendarmerie in den neu- 
erworbenen Landesteilen vom 23. Mai 1867 (Armee Verordnungsblatt S. 59) werden hinſichtlich der Dienſt⸗ 
aufſicht und des Kaſſenweſens in der Landjägerei wie folgt geändert: n 


815 
„Die beſtehenden Landjägereiaufſichtsbehörden (Chef der Landjägerei, Landjägerbrigaden, Landjäger⸗ 


bezirke) werden aufgehoben. 


Die oberſte Leitung der Landjägerei ſteht dem Miniſter des Innern zu. Die Leitung und Beaufſichti⸗ 
gung der Landjägerei in den Regierungsbezirken wird durch den Regierungspräſidenten, in den Landkreiſen 
durch den Landrat ausgeübt. l 

: 8.2, 

Zur Unterſtützung in der Leitung und Aufficht werden dem Regierungspräſidenten Landjägereiaufſichts⸗ 
beamte, die mit der Amtsbezeichnung „Regierungs- und Landjägerrat“ den techniſchen Räten der Regierung 
(D. V. c. der Kabinettsorder, betreffend eine Abänderung in der bisherigen Organiſation der Provinzial 


verwaltungsbehörden, vom 31. Dezember 1825, Geſetzſamml. 1826 S. 5) hinzutreten, dem Landrate Land- 


jägermeiſter beigegeben. 


8.3. 

Für das Staatsgebiet wird eine Verwaltungsdirektion der Landjägerei errichtet, der die Verwaltung 
der Bekleidungsangelegenheiten und der Hilfskaſſe der Landjägerei (§ 4) ſowie die Aufſicht über die Land- 
jägereifaffe obliegt. Sie beſteht aus einem Verwaltungsdirektor und dem erforderlichen Büro- und Kaſſen⸗ 
perſonal und iſt dem Miniſter des Innern unmittelbar unterſtellt. 


8 § 4. : 

Die bei den Landjägerbrigaden beſtehenden Nemonte-, Fahrrad- und Unterſtützungskaſſen werden unter 
Übernahme ihrer Vermögen und Verpflichtungen zu einer einheitlichen Kaſſe für das Staatsgebiet vereinigt. 
Die Kaſſe führt die Bezeichnung „Hilfskaſſe der Landjägerei“. Sie iſt eine Einrichtung des Staates zu⸗ 
gunſten der beteiligten Landjägereibeamten. . e 
Die Verwaltung der Hilfskaſſe erfolgt nach Maßgabe einer vom Miniſter des Innern zu erlaſſenden 


85. 
Den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Verordnung beſtimmt der Minifter des Innern, dem auch die 
Ausführung der Verordnung obliegt. 7 N 7 


Berlin, den 9. März 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. 


(Nr. 12454.) Bekanntmachung über den Bezugspreis der Preußiſchen Gefeßfammlung. Vom 2. März 1923. 
Vom 1. April 1923 ab beträgt der Bezugspreis der Preußiſchen Geſetzſammlung vierteljährlich 5600 Mark. 
Berlin, den 2. März 1923. f f * e Un 5 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
F 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. . 
: Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. N 


